
1u

trvr»- J» ±' i w W  « V .

_-v, A M u t f M i v a B n M H M n e K ï i *  s w a o w

s

sondern sic mussen als Organisation gegen die Führung des 
Kampfes seitens der (lewerkschaften ankämpfen und sich für 
die Uebcrnahme der Führung des Kampfes durch die Beleg- 
schaii selbst, durch iiue Aktionsausschuss«. einsetzen; auch 
dann sogar, wenn die Kämpfenden nicht die Notwendigkeit 
der Verwandlung ihres wirtschaftlichen Kampfes in einen 
politischen begreifen, denn im Prozeß des Kampfes werden sie 
dies leichter begreifen, wenn die Führung sieb in ihren eigenen 
Händen befindet, als wenn letztere in Händen der Gewerk­
schaften wäre. Wenn die Arbeiter die Notwendigkeit der 
Ausbreitung des Kampfes und ilire Verwandlung in einen poli­
tischen begreifen, müssen sich die Unionisten in die Aktions­
ausschüsse wählen lassen. Folgt aber die Solidarität der 
übrigen Arbeiterschaft oder von Teilen, die den' Kampf einen 
politischen Charakter annehmen lassen, nicht, und die Nieder­
lage ist da. so müssen die Aktionsausschüsse oder die für 
diesen Zweck gewählten Organe, wo die Unionisten vertreten 
sind, die Führung des Kampfes auch in diesem Stadium des 
A b s c h l u s s e s  in ihren Händen behalten. Auch dann sogar, 
wenn das mit Verhandlungen verbunden ist. Die Verantwor­
tung für einen solchen Ausgang des Kampfes trägt die übrige 
Arbeiterschaft und iiire Gewerkschaftsorganisationen.

Manchen (ien. scheint das nicht genug revolutionär. Sie 
müssen aber konsequent sein und einen anderen konkreten 
W eg des Abschlusses zeigen. In einem Berliner Bezirk er­
klärte ein Genosse, daß nach einer Niederlage die Arbeiter 
nicht darüber zu verhandeln haben. unter welchen Bedingungen 
sie die Arbeit wieder aufnehmen: sie müssen ihre Rucksäcke 
nehmen und nie mehr in diese Betriebe zurückkehren. Das 
wäre gewiß ein Weg, aber ein schlechter W eg; denn die Ar­
beiter un<J Unionisten in diesem Falle müssen nachher ln an­
deren Betiieben Ai beit suchen und mit dem Unternehmer Ver­
handlungen führen, d. h. dasselbe tun. wofür sie die alten 
Betriebe verlassen haben, oder sic müssen in die Berge gehen. 
Dieser W eg ist aber kein W en der Arbeiterklasse, ihn können 
einzelne gehen: im übrigen ist das Plättnerei. Dieser Weg 
hat nichts mit Klassenkampf des Proletariats zu tun. Es wäre 
logischer, die' Verweigerung des Verkaufs der Arbeitskraft als 
einen neuen Weg fiir die Befreiung der Arbeiterklasse zu 
predigen.

Man kann noch einen W eg für den Abschluß des Kampfes 
angeben, den die Arbeiter gemeinsam mit den Unionisten unter 
Ausschaltung der Gewerkschaften geführt haben und in einen 
politischen Kampf verwandeln wollten, nämlich: daß jeder 
zurückkehrt wie er kann. Das bedeutet aber Zerstörung jeder 
Solidarität unter den Arbeitern, was die elementarste Be­
dingung eines jeden Kampfes ist: das bedeutet auch Zer­
störung der Bctricbsorganisationcn.

Wenn man diese zwei Wege ablehnt, so muß man zu­
geben die Notwendigkeit von einer organisierten Regulierung, 
unter welcher die Proletarier die Arbeit wieder auineiimen. j 
Ist man aber dagegen, daß die Aktionsausschüsse selbst das 
durchführen, so muß man dafür sein, daß die Arbeiter sich an 
die Gewerkschaften wenden. In diesem Falle ntüssen aber die i 
Arbeiter, die die Gewerkschaften abgelehnt haben, die Führung I 
ihres Kampfes selbst in die Hände nahmen, und nachdem zur! 
Schuld der Gewerkschaften in die Stätten der Ausbeutung 1 
zurückkehren müssen, ihre Notwendigkeit und Unentbehrlich-1 
keit zugeben, lias Ergebnis dieses scheinbaren Radikalismus 
wird also die Erhaltung der Totengräber der proletarischen 
Revolution der Gewerkschaften sein. Man kann noch der 
Auffassung sein, daß die von der Belegschaft gewühlten Or­
gane den Kampf abschließen werden, die Unionisten müssen 
aber zurücktreten. W as das bedeutet, zeigt besonders kraß 
der Fall, wo die Unionisten die Mehrheit in einem Betriebe 
haben. (Das war früher der Fall, als die Union über Hundert­
tausend Mitglieder verfügte und wird auch in Zukunft der 
Fall sein, wenn die Union die Klassenorganisation des Prole­
tariats werden soll.) Die Unionisten müssen der Minderheit 
von Niolitunionisten ihre Vertretung überlassen und sich auf 
diese Weise selbst ein Zeugnis der Feigheit ausstellen.

Der Fall, wo die Unionisten die Mehrheit sind, gestattet 
uns am klarsten die Taktik der Union, der Wirtschaftskämpfe 
zu präzisieren. Der Weg. dem die Unionisten als Mehrheit 
im Betriebe folgen, kann nicht nur der W eg für die .,Aufge­
wühlten“  sein, das ist der Weg. den sie auch als Minderheit 
der Arbeiterklasse zeigen müssen uud für welchen sie solida­
risch Verantwortung tragen müssen. Nur auf diesem v» ege 
wird die Union eine Klassenorganisation des Proletariats. Nur 
so werden die organisatorischen Bedingungen für die unge­
hemmte Entfaltung des Kampfes gegen das Kapital geschallen 
und damit auch die organisatorische und ideologische Vorbe­
dingung für die Verwandlung der Kämpfe gegen die Wirkungen 
des Kapitalismus in Kämpfe gegen ihn selbst.

Gegen die liier entwickelte Taktik der Union, festgelegt 
auch in der Resolution des 4. und IS. Unterbezirks ist nur ein 
„Argument“  vorhanden, das Beachtung verdient. Das ist die 
Angst vor der reformistischen Gefahr für die Union. E s  wäre 
ein.. Kurzsichtigkeit und Torheit, zu leugnen, daß reformistische 
Gefahren existieren. S ic  folgen aber nicht aus der obigen 
Taktik, sondern aus dem Umstand, daß die Union zur nreiten 
Klassenorganisation des Proletariats werden muß. Schon 
1904 in einer Polemik gegen Lenin schrieb Rosa L u x e m ­
b u r g .  daß der Reformismus ein Produkt der Arbeiter­
bewegung selbst ist. Seine Urquelle ist der dialektische W ider­
spruch. den die Arbeiterbewegung in sich birgt: Der Kapi­
talismus ist seine Voraussetzung, den sie doch überwinden 
muß Die Uebcrtragung dieser dialektischen Widersprüche 
und'ihre ideologischen Auswirkungen auf die Mitglieder der 
Union ist sehr wahrscheinlich mit der Entwicklung der letzte­
ren zur Massenorganisation des Proletariats. Diese Gefahr 
zu bannen mit dem Abseitsstellen von den alltäglichen Ar­
beiterkämpfen und ihrem Verlauf und durch die Verwandlung 
der Union zur Organisation der Vertreter der „reinen Idee , 
bedeutet ein Mittel anzuwenden, das sich gegen den Zweck 
auswirkt. Das bedeutet, daß die Union keine Massenorgani­
sation ist. um bestenfalls eine zweite Partei neben der KAI . 
zu werden. Damit ist jedoch nichts für die Losung der 
Widersprüche des Klassenkampfes getan Dazu ist not̂ 'en- 
dig eine Union als hielte Organisation der K asse. die die orga­
nisatorischen Voraussetzungen zur Entwicklung der Arbeiter­
kämpf e schafft. Nur die Entwicklung der le t z te n  kann die 
opportunistischen und reformistischen Gefahren uberwinden. 
Parallel mit dieser Klassenorganisation ist notwendig die Zu­
sammenfassung aller derjenigen, die die Ansicht in die Be ­
dingungen. den Gang und das allgemeine Resultat der P ro le­
tarischen Bewegung voraus haben, in die revolutionäre pro­
letarische Partei, damit sie die ideellen Waffen gegen even­
tuelle reformistische Gefahren innerhalb der l nion liefern.

Die Angst, daß die Partei auch durch die Union angestcc.;t 
werden kann, spricht nicht gegen die Notwendigkeit, daß die 
letztere eine Massenorganisation des Proletariats werden soll. 
W ie  schon betont wurde, hat der Reformismus seine U r­
sachen in der Arbeiterbewegung selbst und die Mitglieder der 
K A P  brauchen nicht erst Mitglieder der Union zu sein, um 
den reformistischen Gefahren ausgesetzt zu werden, Es ge­
nügt allein, daß sie in der Arbeiterbewegung stehen. Die ein­
zigste Garantie, daß die revolutionäre Partei immun gegen­
über de., reformistischen Gefahren bleiben wird, ist die ideo­
logische Entwicklung ihrer Mitglieder. Das i s t  die einzigste 
Garantie, daß sie nicht dem Einfluß der W .derspruc.be des 
Klassenkampfes unterliegen, daß sie begreifen und fo lKbchdc 
Mittel zu ihrer Lösung finden werden. Das ist gleiehzerUg 
auch die Garantie dafür, daß die Union eventuelle refor­
mistische Gefahren erfolgreich überwinden wird, und daß sie 
die historische Mission erfüllen wird: Die Organisation zu
sein, die den alltäglichen Kampi der Arbeiterklasse eegen die 
kapitalistische Ausbeutung mit dem cndzlel verbindet.

Wirtsdiaft
Stillstand äüS dsns Är&eüsnsürH!

Nach dem Bericht des Berliner Arbeitsamtes waren am 
18. .Juni 198 307 Personell bei den Arbeitsnachweisen einge­
iragen gegen 198 (»Oft der Vorwoche. Darunter befanden sich 
130365 (131 181) männliche und 07 942 (67 425) weibliche Pe r­
sonen. Erwerbslosenunterstützung bezogen 63 286 ( 63 810) 
männliche und 29 748 ( 29 949) weibliche, insgesamt 93 034 
(93 789) Personen. Außerdem wurden noch 30 146 ( 30 738) Pe r­
sonen durch die Erwerbslosenhilfe der Stadtgemeinde Berlin 
und 33 572 (33 207) Personen durch die Krisenfürsorge unter­
stützt. Hei Notstandsarbeiten wurden 5028 (5108) Personen 
beschäftigt.

Die männlichen Arbeitslosen nahmen also um «16 an. 
während die weiblichen um 517 Zunahm en. Das weibliche Plus 
resultiert aus dem Bekleidungsgewerbe, das jetzt, nach den 
Festtagen, rückläufige Konjunktur hat und i.i Berlin in der 
Berichtswoche insgesamt 1000 enthielt. Unter den Arbeits­
losen, die in Arbeit kamen, waren allein 500 Jugendliche. Da 
die Erwerbslosenunterstützung 692 weniger unterstützt als 
in der Vorwoche und bei Notstandsarbeiten 80 weniger be­
schäftigt wurden, ist das ein Beweis, daß fast 400 Arbeitslosen 
die Unterstützung entzogen wurde. Ob also überhaupt Arbeiter 
in Arbeit kamen, ist recht zweifelhaft. Jedenfalls sind mehr 
entlassen als eingestellt. Nach Konjunktur scheint das gerade 
nicht auszusehen.

Die dcutsdie tis€n»iris<n«ff
Die Eisen- und Stahlindustrie als Gradmesser 

der Konjunktur.
Eisen (worunter auch Stahl zu verstehen ist) ist der Grund­

stoff aller Wirtschaft. Die Montanindustrie (Eisen. Stahl. 
Kohle) ist deshalb die Schlüsselindustrie ieder Volkswirtschaft. 
Aus ihrer Prosperität lälit sich aui das Ergehen der Wirtschaft 
überhaupt, auf Konjunktur und Krise schließen mit der Ein­
schränkung allerdings, daß gegenwärtig, im Zeitalter der 
Rationalisierung, die Prosperität der Eiscnwirtschait nur als 
Gradmesser iür den Augenblick gelten kann.

Die deutsche Eisenindustrie ist seit fast einem lahre die 
bestbeschäftigte Industrie: man kann ruhig von Hochkonjunk­
tur sprechen. Daneben allerdings muß gleich erwähnt werden, 
daß eben diese selbe Eisenindustrie mit ihrer Hochkonjunktur 
ein Riesenarbeitslosenheer stabilisiert hat. ein Arbeitslosen­
heer (wenn man die eisen- und m e t a l l v e r a r b e i t e n d e n  
Industrien mitrcchnet, dic ebenfalls g m  beschäftigt sind), daü 
das Arbeitslosenheer der gesamten deutschen W irtschaft der 
Vorkriegszeit während der schärfsten Krisenperioden zahlen­
mäßig übertrifft. ,

Der Produktionsstatus der deutschen Eisenindustrie ist 
heute, in dern stark verkleinerten Deutschland iast so groß als 
in dem Deutschland der Vorkriegszeit einschließlich Lothringen.

sinkendem Lebensstandard. Das Kapital machte Riesenprofi... 
die c:-> nach Beendigung der Streikbruchkonjunktur, nach den; 
Abflauen des Exports aus der Produktion zog und in das 
Baugewerbe steckte und dadurch den Eisenverbrauch mächtij 
förderte, um so mehr, ais der Eisenbetonbau große Fortschritte 
macht. Die Baukonjunktur regt eine Anzahl Hilfsindustrien an 
und darüber hinaus die Produktionsmittel- und die Konsul 
industriell. Verkehr und Handel.

Eine nicht unbedeutende Triebkraft des Eisenexports (v. 
des Exports überhaupt) war der Boykott englischer Waren 
China und Rußland und die dadurch gegebene Bevorzuguns 
von Produkten aus Deutschland, das dort aus kriegerischem 
Unvermögen und imperialistischer Impotenz den „Pazifisten' 
spielte, den Freund in der Not. Ferner die Eindämmung dei 
Schleuderkonkurrenz infolge der Deflation in Frankreich uni 
Belgien, die Anlage von Werken zur Kohlenverflüssigung, vor 
Ferngasleitungen u. a.

Als Wechselwirkung der Streikbruchkonjunktur wie de: 
Rationalisierung (gesteigerter Export) hat das Reich größt 
Mittel für die Elektrifizierung der Eisenbahnen bereitgestellt 
Die durch Streikbruchkonjunktur und Rationalisierung ange­
regte Kaufkraft, die Schutzzollgesetzgebung für Agrarprodukt! 
und schließlich große Reichsmittel aus Steuern haben der Land­
wirtschaft gestattet, ebenfalls zu rationalisieren und zur Kr- 
höhung des Eisenkonsums beizutragen.

Trotz aller dieser produktionsfördender Faktoren ist dit 
Hauptriebkraft für den Aufstieg der deutschen Eisenwirtschat 
die Rationalisierung in Deutschland, die Technisierung, die Fr 
Setzung des Menschen durch die Maschine. Die ..Konjunktur' 
hat ihre Naht quelle fast ausschließlich im Inlandsmarkt. Di; 
Möglichkeit zur Realisierung des Mein wertes, des für den Ka. 
pitalismus lebensnotwendigen Blutzustroms fehlt. Auch dit 
Eisenwirtschaftskonjunktur konnte nur hervorgerufen werdet 
bei gleichzeitiger Einsetzung der Amerikakredite. Es ist eint 
..Konjunktur aus geborgten Mitteln“ , wie der GescJiäftsführei 
des Vereins Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller. Reichs- 
tagsabgeordneter Dr. Reichert, auf der Tagung dieses Verein; 
am 15. .1 uni 1927 iu Berlin sich ausdrückte.

Alle die aufgeführten produktionsfördernden Faktoren sim 
vorübergehender Natur. Die Baukonjunktur ist schon am Ab­
flauen. Der Wohnungsbau geht schon zurück, da die Kapitulier 
fehlen und die Proletarier die schon jetz leer stehenden W oh 
nungen nicht mal bezahlen können. Fs werden in der Haupt­
sache noch Industriebauten ausgeführt. Die Rationalisierung 
hat ebenso ihre natürlichen Grenzen. Von 196 deutschen Hoch­
ofen sind nur 111 in Betrieb; und diese werden nur zu 68 Pro­
zent ihrer Leistungsfähigkeit ausgenutzt. In den Vereinigtet 
Staaten von Amerika geht die Produktion zurück. Der Rück 
gang berug schon im I. Vierteljahr 1927 für Roheisen 1.6 Pro 
zent und für Rohstahl 2.8 Prozent. Trotzdem hat Amerika ar 
teilnnißig seiner Produktion den Export gesteigert. Seine An­
strengungen auf dem Weltmarkt verdoppelt es. Bel der un­
geheuren 'Kapitalkraft Amerikas, das ständigen Kapitalzuilu 
aus dem verschuldeten Europa hat. ist es nicht zweifell af 

i r Sieger in dem W etlauf bleiben wird. In Deutschland md 
die Triebkraft der Konjunktur, die amerikanischen Dollars, not 
wendig zum Hemmschuh werden, da die deutsche Industrie
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gefügt werden, daß die Bevölkerungsziffer des heutigen Deutsch­
land zahlenmäßig schon wieder größer ist als die des gleichen 
Gebiets in der Vorkriegszeit.

Aber trotz dieser Einschränkung ist die Eisenproduktion 
relativ (auf den Kopf der Bevölkerung und der in der Eisen­
industrie besehäfiigien Arbeiter berechnet) und absolut (quan­
titativ am Inlandsverbrauch und am Export gemessen) ge­
stiegen. Die Ausfuhr an Eisen und Stahl (ohne Eisen- und 
Stahlfertigprodukte) betrug 1913 5.4 Millionen Tonnen. Sie sank 
im Jahre 1924 aui 0,95 und stieg 1925 aui 2.4 und 1926 auf 
4 Millionen Tonnen. Damit ist Deutschland wieder zum ersten 
Eisenausfuhrland der W elt geworden.

Die Eisen- und Stahlproduktion betrug 
Mai April

Roheisen 1129 802 1051 872
Rohstahl 1 578 289 I 288 400
Die arbeitstägliche G e w in n u n g  von Roheisen hatte im 

Durchschnitt des Jahres 1925. das in seiner zweiten Hallte 
bereits von der Kris.- betroffen war. 27 881 Tonnen betragen: 
sie war im April 1920 auf 22 274 Tonnen zurückgegangen. Im 
April 1927 betrug sie 35 062 Tonnen. Die entsprechenden 
Ziffern für Rohstahl waren 39 982. 36 165 . 53 683 Tonnen, für 
Walzeisen 33 594. 30 365. 42048 Tonnen. An Stelle des I ief- 
standes vom vorigen Jahr ist jetzt ein Höchststand seit dem 
Kriegssomnier 1918 ereicht. der für Roheisen etwa 16. für Roh­
stahl 93. iiir Walzeisen S2'/s Prozent der Durchschnittsleistung 
von 1913 im Deutschen Reich damaligen Umfangs und der 
beispiellosen Verschleuderung von Material und Produktions­
mitteln für den organisierten Mcnschenmord entspricht.

, He deutsche Montanindustrie war schon in der Vor­
kriegszeit infolge ihrer geologisch und geographisch günstigen 
Lage die bestorganisierte und -konzentrierte der W elt (selbst­
verständlich an dem Ausmaße des gegen amerikanische Ver­
hältnisse kleineren Gesamtkomplexes gemessen). Daß sie im 
Kriege und in der ersten Nachkriegszeit bis zum denkbar 
höchsten Maße zerrüttet und verloddert wurde, hatte seine 
Ursache in dem W ahnsinnstoben des preußischen Militarismus 
und in der Unfähigkeit der Sozialdemokratie und der Gewerk­
schaften beim Zusammenbruch des militaristischen Systems. 
An dem Aufstieg der deutschen Eisenwirtschaft trägt den her­
vorragendsten Anteil das gewaltige Gebilde der \ ereinigten 
Stahlwerke, über deren Organisation wir gelegentlich ihres 1ns- 
Leben-trcten am 1. April 1926 das nötige schrieben. Dieser 
Stahlriese war der bis dahi’i höchste Ausdruck der Rationali­
sierung. Eine Hütte des Stahlvereins konnte ihre Rohstahler­
zeugung um mehr als 75 Prozent erhöhen, ohne einen einzigen 
Mann neu einzustellen: innerhalb des Gesamtkonzerns ist die 
Roheisengewinnung in sechs Monaten um 48 Prozent, die Roh­
stahlerzeugung um 51 Prozent, die Kohlenförderung um rund 
30 Prozent gestiegen, während die Arbeiterschaft sich in dem 
gleichen Zeitraum nur um rund 9 Prozent vermehrte. Die Lohn­
erhöhung beträgt nach Angaben des Vereins Deutscher Eisen- 
und Stahlindustrieller 20 Prozent. Relativ, die gestiegenen Le­
benshaltungskosten in Betracht gezogen, bedeutet das also 
einen Lohnabbau. Trotz der 50prozentigen Produktionssteige­
rung!

In ähnlicher Weise haben die anderen Konzerne zusammen­
gefaßt und rationalisiert: die Mitteldeutschen Stahlwerke, die 
Vereinigten Oberschlesischen Hüttenwerke weisen in kleinerem 
Maße ebensolche Erfolge auf wie der Stahlverein im Rhein­
land. und neben den organisatorischen sind technische Fort­
sch ritt \oti hohem Ausmaß zu verzeichnen. Die Thyssen- 
Werke in Hamborn, die Anlagen der Gutehoffnungshüite und 
des Bochumer Vereins, die W erke von Hoesch und noch 
manche andere sind auf die Höhe moderner Technik gebracht 
worden und stehen hinter den amerikanischen in vieler Hin 
sicht nicht mehr zurück.

Es drängt sich nun die Frage auf. ob denn jetzt das gol­
dene Zeitalter anbricht, das Wilhelm während des Krieges und 
Sozialdemokratie und Gewerkschaften während der „Soziali­
sierung" und anläßlich der Rationalisierung dem deutschen 
Michel versprachen? Das Arbeitslosenheer von reichlich einer 
Million Vollarbeitslosen könnte schon die Antwort darauf sein, 
auch wenn man die Zuchthausdemokratie mit ihrem trockenen 
Faschismus außeracht ließe.

Die Ursachen des Aufstiegs der Eisenwirtschait sind manig- 
facher Art. Der englische Bergarbeiterstreik und die Still­
legung der englischen Eisenindustrie, der organisierte Streik­
bruch der deutschen Gewerkschaften waren der Hauptanstoß.

:it elllSClllielillCll L o t h r i n g e n ,  weimu z u m  iK.mniai.Mim «U U U I, U.i Ult u i . ' c u v  1MUU .... 
Hier muß allerdings hinzu- ihre Betriebskapitalien teuer verzinsen und amortisieren muß

Die Eisen- und Sahlprodukion im Mai war schon geringer 
die des März. Es muß sich in absehbarer Zeit erweisen, da 
alle an einen Aufstieg des Kapitalismus geknüpften Hoffnimge 
Illusionen sind.

Der gesamte deutsche Produktionsapparat (wie auch i 
aller W elt) strebt der Vereinfachung der Produktion zu. ratio­
nalisiert. wirft Proletarier aufs Pflaster, zerstört dicKaufkrai 
Die Preise steigen und hemmen die Produktion. Der gesamte 
deutsche (wie auch ausländische) Eisenexport (wie in dr 
Hauptsache der Export überhaupt) ist nur möglich durd 
Schleudern, durch Zuschüsse, mit denen der Inlandskonsum be 
lastet wird. Das internationale Rohstahlkartell, dessen Dikta 
sich nunmehr außer der englischen die gesamte eisenschaffend! 
Industrie Europas fügt, hat strenge Konventionalstrafen a 
..Ueberproduktion“  festgesetzt uud und die Absatzgebiete rati 
niert, zwecks —  ..Preisregelung“ , d. h. Verteuerung. Die Kon­
junktur des Kapitals muß sich notwendig bald auswirken 
noch schärferer Ausbeutung, in der- Verteuerung der Lebens­
haltung und in Lohnabbau. Die fortschreitende internati» 
nale Vertrustung und Kartellierung ist Gewähr dafür, daß da! 
Proletariat mit seiner gewerkschaftlichen Nadelstichtaktik kiin 
tig noch mehr unterliegen muß als bisher.

Es gibt nur ein Mittel, mit dem sich das Proletariat ad 
dem drohenden Untergang retten kann: Zertrümmerung 
Gewerkschaften. Organisierung nach Betrieben, zu Kampforp 
nisationen. die dem Willen der Proletarier selbst gehorche: 
Klassenkampf. Kampi als Klasse.

Bergarbeiterentlassungen in England.
L o n d o n .  21. Juni. 2000 Bergarbeiter im Glamergat 

Distrikt in W ales wurden mit vierzehntägiger Kiindigungsfris 
entlassen. Die betroffenen Kohlengruben gehören Baldwir 
Limited. Auf der Bedwas-Mine. die zu den Gruben des Lor 
Insten gehört, wurde 500 Arbeitern gekündigt, was mit d* 
Konkurrenz der französischen Kohle begründet wird. I' 
„Times“ , die einen bemerkenswerten Leitartikel unter uf 
Ueberschrift ..Kohle und Chaos“  bringt, verurteilt nicht so sei 
die französischen Maßnahmen als die Untätigkeit in Englar 
selbst. Immer und immer wieder sei das Land auf die Not 
wendigkeit aufmerksam gemacht worden, seine Kohlenindustn 
zu reorganisieren. Es sei wirklich nicht notwendig. Englar 
nochmals in eine Kohlenkrise zu stürzen, um diese elementar 
Lehre zu begreifen. Sir Herbert Samuel, der im Kohlenstrc; 
eine hervorragende Vermittlerrolle spielte, tadelte im Stiriit 
in ähnlichem Sinne die Lässigkeit der verantwortlichen Stelle 
die unter den Bergarbeitern ernste und zunehmende Unzufn* 
denheit hervorrufen müsse. .

Unter ..Reorganisation“  der Kohlenindustrie ist natüriu 
nichts anderes zu’ verstehen als R a t i o n a l i s i e r u  n g . fl 
weitere tausende von englischen Bergarbeitern aufs Pflasti 
werfen wird.

tlitteilunaen
Reich

Achtung! Rheinland-Westfalen und Südwest!
Am Sonntag, den 10. Juli, findet in Düsseldorf eine 0 

zirkskonferenz der Allg. Arb.-Union Rhld.-W estfalen 
Südwest statt. _ . ,

Provisorische Tagesordnung 1. Organisatorisch 
(a. Tätigkeitsbericht des BAA. und Kassenbericht, b. Beric 
dei Ortsgruppen): 2. W  irtschaftspolitische Lage und unse 
Aufgaben im Bezirk: 3. VRUK.: 4. Verschiedenes.

W ir ersuchen die Ortsgruppen, sich mit der Bez.-Kow 
renz zu befassen und Anträge bis Montag, den 20 Juni, a n «  
BAA. einzusenden. Lokal und Zeit wird mit den Antraä' 
nach dem 20. Juni den Ortsgruppen bekannt gegeben!

Groß-Berlin
Wochenbeiträge.

In der 25. Woche (19. bis 25. Juni 1927) betragen die & 
träge 80 Pi., 1.—  Mk. und 1.30 Mk. Arbeitslose 10 Pi.

■*»

Organ be* 2IHgem einett $lrbciter4tnioit
(̂ Rcoolutionäre 3ktriebs*Örgantftttionen)
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Die Zeitune erscheint wöchentlich. — Zu beziehen durch die Bezirks-Organisationen der 
Union u. durch die Buchhandl. f Arbeiter-Literatur. Betlin SO . 36. Lausitzer Platz 13
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Das GewerksdiaffsflasKo 
der KominferiP

ln den letzten Heften der ..Kommunistischen Internatio­
nale" (Jahrgang I927, Heft 17. IN, 20 und 21) berichtet der Org- 
j-ckretär des Ekki. P j a t n i t z k i ,  über: „Die Errungen­
schaften, die Mängel und die nächsten Aufgaben der Organi- 
'ationsarbeit der Kl.-Sektionen." Ein besonders umfangreich:s 
Kapitel wird hier der Gewerkschaftsarbeit gewidmet. Selten 
ist s«- unverblümt <!;'v Fiasko der Komintern eingestanden 
worden. Selten ist auch so schwach versucht worden, hinter 
großen Tönen von der Parteiumstellung auf Betriebszeilen '.u 
verbergen, daß der ganze Gewerkschaftsradau der Komintern 
nur auf dem Papier steht. Die KPD . hatte im Oktober 192(> 
133 899 Mitglieder. Der Berichterstatter sagt, daß man die 
wirkliche Zahl 20 bis 25 Prozent höher annclimen muß und 
meint damit wohl jenen Teil der Mitglieder, die schon so weit 
durehbolschewisiert sind, dali man sie nicht mehr erfassen 
kann. Diese Organisation also hat in 70 von 1 o<»7 Ortsaus­
schüssen des .ADGB. die Mehrheit. Sie hat keine Gewerk­
schaft als Ganzes in Händen. Von (>00 Verwaltungsstellen 
des Metallarbeiterverbandes sind 35 Prozent erobert, trotzdem 
die KPD.-Liste zum Y d  bandstag 33 Prozent der Stimmen 
erhielt. Pjatnitzki weiß auch die Erklärung dafür: „Die aufge­
klärten Arbeiter wissen, daß die Kommunisten die Interessen 
des Proletariats besser vertreten als die Sozialdemokraten, 
deshalb stimmen sie für die Anträge der Kommunisten, wählen 
Kommunisten zu den Gewerkschaftskongressen und -Konfe­
renzen, wenn aber der Vorstand gewählt werden soll, dann 
schrecken sie vor der Wahl von Kommunisten zurück, da die 
Arbeiter nicht wissen, wie die Kommunisten die Gewerkschafts­
arbeit erledigen. Das bezieht sich auf reformistische Ver­
bände, in denen Kommunisten gezwungen sind, mit deri Sozial­
demokraten zu konkurrieren und unsere Genossen ii'‘_!it ge­
nügend vertraut sind mit den laufenden Fragen der Gewerk­
schaftsbewegung und es nicht verstehen, auf diesem Boden

Tarifwesen. Arbeitsgesetze, entsprechende Verordnungen 
usw. die Sozialdemokraten zu schlagen." (KI. Nr. 17. 
Seite 830.)

Pjatnitzki weiß, wo der Hund begraben liegt. Er sagt, 
daß es nicht genügt, wenn die kommunistischen Funktionäre 
noch besser auf den Gewerkschaftsschacher gedrillt werden, 
weil sie. wenn 30 bis 35 Prozent der KPD.-Mitglieder außer­
halb der Gewerkschaften stehen und selbst die gewerkschaft­
lich organisierten Kommunisten dem Organisationsleben fern- 
bleiben. doch vor dem sozialdemokratischen Konkurrenten 
Umfallen müssen, und so wie aut der Bergarbeiter-Konferenz 
im Januar dieses Jahres in Halle einstimmig eine sozialdemo­
kratische Resolution gutheißen, die offen gegen die kommu­
nistische Partei gerichtet war und neben dem Dank an den von 
den Reformisten geleiteten Verband noch die Forderung er­
hob. daß politische Parteien sich nicht in die wirtschaftlichen 
Fragen der Arbeiterklasse einmisehen dürfen. (Kl. 20. Seite 
V75.) — Interessant ist die Tabelle von 28 Bezirken, über die 
Prozentzahlen der Gewerkschaftsmitgliedschaft in der KPD.: 
Westsachsen mit 92 Prozent, Berlin mit 90 Prozent marschie­
ren an der Spitze, Wasserkante mit 72 Prozent, das Ruhr­
gebiet nur 70 Prozent, Niederrhein 57 Prozent, Mittelrhein 
55 Prozent und Oberschlesien gar nur 40 Prozent. W ir haben 
liier Bezirke, wo die Arbeiterschaft zahlreich ist. genannt. 
Die vorwiegend agrarischen Gegenden fallen sämtlich unter 
den obigen Durchschnitt. „In  Stettin gibt es 478 gewerkschaft­
lich organisierte Parteigenossen. 24 Genossen sind aus den 
(iewerkschaften ausgeschlossen. 300 Parteimitglieder gehören 
keiner Gewerkschaft an. Im sechsten Unterbezirk Ober­
schlesiens gibt es 10(>! Parteimitglieder. Davon sind 361 ge­
werkschaftlich organisiert . . . Aus Remscheid (Niederrhein) 
wird mitgeteilt, daß bei der Auflösung des örtlichen unabhän­
gigen Metallarbeiterverbandes (Opposition), der im ganz*n 
1800 Mitglieder zählte, nicht weniger als 1500 Arbeiter in den 
reformistischen Metallarbeiterverband nicht zurückkehrten. In 
dem oppositionellen Verband waren hauptsächlich KPD. und 
>yrr.pathisierende organisiert. Im Metailarbeiterverband in 
Witten und Hoerde (Ruhrgebiet) ist unser Einfluß darum gering, 
weil nur wenige Genossen dem Verband angeboren. So zählt 
z. B. der Metallarbeiterverband in Hoerde 3282 Mitglieder,

Wlrfsfhölfedemokraflstite Justiz

*) W ir  entnehmen diese Ausführungen einem Artikel des 
-oeben erschienenen Julihefts des „Proletarier", der allen 
Unionisten zu empfehlenden Monatsschrift der KAPD. Red. 
d. Kampirui.

Das L a n d g e r i c h t  P o t s d a m  hat eine e i n s t -  
w e i l i g e  V e r f ii g u n g erlassen, die dem Deutschen 
Textilarbeiterverband. Filiale B r a n d e n b u r g ,  und 
deren ( icschiiftsfülirer bei Androhung einer (ield- oder 
Haftstrafe bis zu sechs Monaten fiir jeden f all der Zu­
widerhandlung verbietet, Unterstützungen an die von der 
.lutefahrik n u s g e s p e r r t e n  Arbeiter zu zahlen.

•

Die Jtistizaktioncii zur Unterstützung der Kapitals­
offensive werden immer toller. Bisher wurden einst­
weilige Verfügungen nur’ gegen streikende Proletarier 
erlassen, letzt verbieten die bürgerlichen Klassenricliter 
schon die finanzielle Hilfeleistung für Arbeiter, die vom 
Unternehmer ausgesperrt worden sind. Die Justiz der 
demokratischen Republik läßt de’i letzten Schleier fallen 
und produziert sich als die willfährige Dirne der Kapitals­
könige.

Die W eim arer Verfassung gewährt laut Artikel 159 
Jedem das uneingeschränkte Koalitionsrecht. Dali Jieses 
Recht für Proletarier aber nur ein f o r m a 1 e s , auf dem 
Papier stehendes Recht ist. wird heute immer offen­
kundiger. Die in den letzte.t Wochen gegen streikende 
Arbeiter erlassenen einstweiligen Verfügungen beweisen, 
dali die sogenannten demokratischen Errungenschaften 
für das Proletariat einen Katzendreck wert sind. Wenn 
es ihre Profitinteressen verlangen, pfeift die Kapitalisten­
klasse einfach auf den Koalitionsparagraphen der Reielis- 
verfassung. — denn M a c h t  g e h t  v o r  R e c h t !  
Die Arbeiterschaft hat außer parlamentarischen Luft­
schlössern keine wirtschaftliche und politische Macht in 
Händen - und deshalb sind auch die ihr feierlich ver­
brieften Rechte von der Gnade der herrschenden Bour­
geoisie abhängig. Das ohnehin unzulängliche Recht, das 
die schwarzrotgelbe Republik dem Proletariat gewährt, 
wird zum bitteren Unrecht in dem Augenblick, wo die 
kapitalistische Klasse zur Unterstützung ihrer Verelen­
dungsoffensive den Staatsapparat mobilisiert.

„W irtschaftsdem okratie“  preisen die Gewerkschafts­
führer als soziales Allheilmittel und fordern die Arbeiter­
inassen zum gesetzlich zulässigen Kampfe für dieses Ziel 
auf. „H er mit der Wirtschaftsdemokratie“ , ist das täg­
liche Stoßgebet der Gewerkschaftsbeamten. Aber die 
Sachwalter des Kapitalismus haben nicht nur Spott und 
Hohn, sondern auch wohlgezielte Geißelhiebe als Ant-

davon sind nur 4 Kommunisten. Nicht besser ist es in W itten 
bestellt. In Köln stehen noch 40 Prozent der Genossen außer­
halb der Gewerkschaften. In anderen Ländern dürfte die 
Lage noch schlechter sein, denn iii Deutschland wurden spe­
zielle Kampagnen für den Eintritt der Kommunisten in die Ge­
werkschaften durchgeführt, während wir aus den anderen Län­
dern von derartigen Kampagnen nichts gehört haben." (Kl. 2'), 
Seite 969 bis 70.) Deshalb sind auch iu der Tschechoslowakei 
von 138üOO Mitgliedern nur 45575 oder *9.2 Prozent gewerk­
schaftlich organisiert. In der amerikanischen „W orkers”  (Com­
munist) Pa rty  gehören J 0 Prozent der Mitgliedschaft den Ge­
werkschaften an. Von Frankreich wird nur gesagt, daß doit 
von 11 Millionen Arbeitern und Angestellten I Million ge­
werkschaftlich organisiert ist. Die roten Verbände umfassen 
davon 50 Prozent. Hierauf hat die KPF. „unbestreitbaren 
Einfluß", aber auch diese Organisationen sind in ihren Hand­
lungen in beträchtlichem Maße von den Reformisten abhängig, 
da es in ein und denselben Industriezweigen Verbände beider 
Richtungen gibt." (K l. 20, Seite 908.)

Ein wunderbares Gemälde leninistischer Strategie zeichnet 
Pjatnitzki von Mussolinien: „In  Italien sind breite Arbeiter­
massen gezwungen, den faschistischen (iewerkschaften anza- 
gehüren, da die Mit diedsbeiträge einfach vom Lohn abgezog-m 
werden und die Arbeiter keine Beschäftigung finden können, 
wenn sie nicht den faschistischen Gewerkschaften angehören. 
Darum muß die KP. Italiens alles tun. um in den faschistischen 
Gewerkschaftsorganisaiionen festen Fuß zu fassen. Der Ein­
wand. daß die faschistischen Gewerkschaften keine demokrati­
schen Organisationen sind, ist zwar durchaus richtig. D e  
Sekretäre dieser Gewerkschaften werden nicht gewählt, son­
dern durch die faschistischen Instanzen ernannt. Mitglieder­
versammlungen werden : J i t  u nberufen usw. Lnd trotzdem

wort auf diesen Ruf der Reformisten. Die Gew erf-
schaftsbonzen bemühen sich schweißtriefend, jede in 
Bewegung befindliche Arbeitergruppe fiir die utopische 
..Wirtschaftsdemokratie“  einzufangen — und die Unter- 
nelmierverbände selbst schlagen den rebellierenden 
Lohnsklaven die wirtschaftsdemokratischen Illusionen 
aus dem Schädel, indem sie sich von ihren Klassen­
gerichten Streik- und Unterstützungs-Verbote holen. Der 
( ieneralstab der Hungeroffensive läßt einfach die kapita­
listische Justizbestie los. um rebellierende Proletarier so 
mürbe zu machen, daß die Abwürgung ihrer Bewegung 
durch die gewerkschaftlichen Tarifkontrahenten mög­
lichst schnell eintritt. So  müssen die Arbeitermassen am 
eigenen Leibe unmißverständlich erfahren, w ie zynisch 
und brutal die bürgerliche Klassenjustiz den gewerk­
schaftlichen Schrei nach ..Wirtschaftsdemokratie“  beant­
wortet.

Den Justizaktionen gegen streikende und ausgesperrce 
Arbeiter treten dic Gewerkschaftsinstanzen nun ent­
gegen. indem sic auf dem „Rechtsw ege" Berufung bei 
den bürgerlichen Klassengerichten einlegen. Das heißt 
soviel, w ie den Teufel bei seiner Großmutter verklagen. 
Gewiß, hier und dort kann mit Aufhebung einstweiliger 
Verfügungen gerechnet werden. Solche „Erfolge“  sind 
aber praktisch völlig wertlos, da sie in der Regel erst 
dann erreicht werden, wenn die Justizsprüche ihren 
Zweck für die Unternehmer erfüllt haben. Die (iew erk ­
schaften jedoch können gegen die Schläge der Klassen­
justiz kein wirksameres Mittel als die lendenlahme B e ­
rufung an wenden, weil sie wegen ihrer eigenen Ver­
ankerung in der kapitalistischen Demokratie den Boden 
der Weim arer Bourgeoisverfassung nicht mehr verlassen 
können.

Die Arbeiterschaft darf sich nie und nimmer auf das 
tote Gleis des kapitalistischen Rechts begeben, wenn sie 
gegen die .lustizaktionen Front machen will. Die Geißel 
bürgerlicher Klassenjustiz kann nur gebrochen werden, 
indem das Proletariat dem Kapitalismus mit dem Schwerte 

, der revolutionären Massenaktion ins Herz stößt. Diese 
j revolutionäre Klassenaufgabe der Arbeiterschaft kann 
i aber nicht mit den Gewerkschaften, sondern nur im be­

wußten politischen und organisatorischen Gegensatz m  
diesen Bollwerken der kapitalistischen Hungerdemo- 

•kratie vollbracht werden.

können und müssen die Kommunisten in diesen Organisationen 
arbeiten." (Kl. 21, Seite 1027.) Aus dieser klassischen Situa­
tion für die Eroberungspolitik zieht unser Bolschewist denn 
auch die rechten Schlüsse für die internationale Gewerkschafts­
arbeit. „In Ländern, wo es rote Gewerkschaften gibt 
(Tschechoslowakei, Frankreich, Holland usw.) und wo die 
Arbeit der Kommunisten in den Gewerkschaften anderer Rich­
tungen (reformistisch, christlich, katholisch und nationalsozia­
listisch) unbefriedigt ist. müssen die Parteileitungen Genossen 
iu diese Verbände dirigieren, ohne vor der Notwendigkeit des 
Ausscheidens solcher Genossen an den roten Gewerkschaften 
zurückzuschrecken . . . .  Die kommunistischen Par..-ien der 
kapitalistischen Länder müssen nicht nur für die roten, sondern 
auch für die reformistischen Verbände Mitglieder werben. 
Je  mehr Mitglieder die Kommunistischen Parteien den Ge­
werkschaften zuführen, um so stärker wird ihr Einfluß in dein 
betreffenden Verband.“  (K l. 21, Seite 1936.)

Nachdem den Proleten nun klargemacht ist. daß nicht nur 
die schwarz-rot-goldene, sondern jede Konterrevolution bol- 
schewisiert werden kann, taucht die Frage auf. wie es denn 
mit der „kotnmuistischen" Arbeit in den freigclben Organisa­
tionen. die der Verfasser stilvoll „KJassengewerkschaften1 

nennt, in Wirklichkeit aussieht. Kehren wir zu Deutschland 
zurück und greifen dafür zwei drastische Beispiele heraus. 
„In  Berlin nahmen an allen Fraktionssitzungen im Januar 1927 
von den 14 000 gewerkschaftlich organisierten Mitgliedern nur 
1026 teil . . . Die Fraktion der deutschen Metallarbeiter­
gewerkschaften in Frankfurt umfaßt 209 Genossen. An den 
\ ersammlungen nehmen aber nicht mehr als 10 Prozent teil. 
Aui der letzten Generalversammlung des Metallarbeiterver­
bandes in Frankfurt waren von 209 Genossen 4 anwesend.“  
(K l. 20. Seite 973.)
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arbeitern, sondern die Ausbeutungsmöglichkeiten stehen im 
Vordergrund. Zu gut deutsch gesagt, soll der Lehrling zum 
lauschen herangezogen werden. Das ist nicht nur eine schwere 
Schädigung des Lehrlings für sein Fortkommen, sondern auch 
gleichzeitig eine (ieiahr für die Gesamtbevölkerung. da in 
der letzten Zeit schon sehr viel in der Bauausführung gesün 
dijjt worden ist.)

Auch die Vereinigung der deutschen Großhandels verbände 
nehmen Stellung zu den Forderungen des Reichsarbeits 
ministers an den Reichswirtschaftsrat. eine gutachtlich 
Aeußerung über die Festsetzung von Höchstzahlen iiir Lehr 
Haltungen zu geben. I>ie Großhändler stellen einen Mangel 
an Lehrlingen in den Großbterieben fest, dagegen keine Lehr 
lingszüchterei. Wiederum sind die Großhandelsbetriebe be 
strebt, soviel Lehrlinge wie möglich einzustellen, dic älteren 
Angestellten aber abzubauen.

Gewerkschaften und Regierung wollen durch Gesetze 
die Mißstände des Kapitals aus der W e lt schaffen. Doch ist 
es schon unzählige Male bewiesen, daß es unmöglich ist. eine 
Verbesserung zugunsten der arbeitenden Klasse zu erreichen 
Das Jungproletariat muß nun endlich erkennen, daß cs für sie 
keinen anderen Ausweg au» dem Elend gibt, als sich zusam 
mcti zu schließen und neben den erwachsenen Arbeitern seine 
Geschicke selbst in dic Hand zu nehmen, um zusammen mit 
dem Gesamtproletariat dieses kapitalistische System zu stürzen 
und eine neue Welt, den Kommunismus aufzubauen.

Wirtschaft
$(aanatton auf dem Arbeiismarh!
Nach dem Bericht des Berliner Arbeitsamts waren an 

2. Juli in Groß-Berlin 193 084 Personen bei den Arbeitsnach 
weisen eingetragen gegen 194 844 der Vorwoche. Darunte 
befanden sich 126755 (127 850) männliche und 06329 (06988) 
weibliche Personen. Erwerbslosenunterstützung 55 749 (01 936) 
i ännliche und 29 535 (29 672) weibliche, insgesamt 89 284 
(91608) Personell. Außerdem wurden noch 29 250 (29 558) 
Personen durch dic Erwerbslosenhilfe der Stadtgemeinde 
Berlin und 32 214 (33 020) Personen durch die Krisenfürsorge 
unterstützt. Bei Notstaiidsarbciteii wurden 5110 (5170) Pc 
soncit beschäftigt.

Der Rückgang um 1760 Personen ist angesichts der begin 
tienden Ernte und der Bausaison recht mäßig. Die Saison in 
Betracht gezogen, kann man filier von einer Versclilcchtcrun 
an Arbeitsmarkt sprechen. Die Besserung in der Metall 
industrie und Holzindustrie ist auch tatsächlich zum Stillstand 
gekommen. Aus dem Bckleidungs- und aus dem Spinnstoff 
gewerbe werden infolge Saibotibeciidinung weitere Entla 
sungen gemeldet.

Auffällig ist dic hohe Ziffer des IJntcrstiitztenriiekganges 
um 3432 von 154 180 auf 150754. Die Zahl der nichtunter 
stützten Registrierten beträgt jetzt 42 3,10. Mit den Arbeits 
losen, Kriegskrüppeln und -Hinterbliebenen dürfte das Arbeits 
losenheer Berlins demnach heute mindestens 250 000 betragen 
Das ist die „Konjunktur“ , wie wird es im W inter nach Been 
digung aller Saisonarbeiter aussehen?•

Die Arbeitsmarktluge in den Berufen.
(Konj.-Korr.) Die Stichtagszählung bei den Arbeitsnach 

weisen Mitte .luni 1927 ergibt unter Berücksichtigung der Ar 
bcitslosigkcit nach Berufsgruppen sehr bemerkenswerte Fr 
gebnissc. In der Land-, Forstwirtschaft und Fischerei käme 
auf 26 070 offene Stellen nur 20 574 Arbeitsuchende, im Berg 
bau. Hütten- und Salinenwesen auf 948 offene Stellen insge 
samt 21 088 Arbeitsuchende. Auch in den Industriezweige 
der Steine und Erden ist die Zahl der Arbeitsuchenden noch 
immer erheblich hoch; auf 703 offene Stellen kamen 12 12 
Stellungsuchende. In der metallverarbeitenden und de 
Maschinenindustrie ist dic Andrangziffer ebenfalls noch außer 
ordentlich groß; man zählte am 15. Juni auf lool offene Stelle 
nicht weniger als 107 339 männliche Abeitsuchendc, nicht ein 
gerechnet dic weiblichen. Im Spinnstoffgewerbe stehen 
420 Stellen 7730 Arbeitsuchende gegenüber. Recht ungünstig 
sind ferner die Andrangziffern des Holz- und Nahrungsmittel 
gewerbes. des Bekleidungsgewerbes, der t iast- und Schank 
Wirtschaft und ebenso des Verkehrsgewerbes, wo man 01 08 
Stellengesuche und nur 27‘> offene Stellen hat.

Das Bild iu den Angestelltenberufen hat sich gegenübc 
den letzten Erhebungen teilweise etwas besser gestaltet. I 
kommen aber immer noch auf mehr als 108 000 arbeitsuchende 
kaufmännische Angestellte nur 1721 oifene Stellen, auf 
‘>22 offene Stellen 23 310 arbeitslose Büroangestellte und auf 
294 Stellen 17 <>99 arbeitslose Techniker aller Art. Insgesamt 
kommen auf 52 944 offene Stellen 1 178 913 Stellungsuchende 
gegen 40 321 Stellen bei 2 097 630 Arbeitslosen Mitte März.

ttüitoiiallsieriiKm der tfdüisboKin
330 000 Arbeiter abgebaut.

Beispiellose Verkehrssteigerung.
Das Personal der Rcichsbahn. das im September 192t 

724 016 umfaßte, von denen 317 510 Beamte und 107 1000 stän­
dige oder Zeitarbeiter waren, hat nach dem Bericht des Eisen­
bahnkommissars bis zum Februar 1927 langsam und ständig 
abgenommen. Im Februar betrug der Personalstand: 052 017 
„Bedienstete“ , von denen 315 400 Beamte und 337 217 Arbeiter 
waren. Während im Monat März die Zahl der Beamten weiter­
hin leicht fiel, brachte die Wiederaufnahme der Zeitarbeiten 
eine beträchtliche Erhöhung der Zahl der Arbeiter. ..Der Ge­
samtbestand hat sich so auf (>80 688 ..Bedienstete“  erhöht, von 
denen 315 122 Beamte und 3o5 570 Arbeiter waren.

Wenn man auf die Statistik vom 1. Oktober 1923 zurück­
greift. die vor der Durchführung der Abbauverordnung erstellt 
wurde, ergibt sich eine Verminderung um 328 732 „Bedienstete 
(110 796 Beamte und 217 9.% Arbeiter).

Nicht nur die Arbeit der Abgebauten muß von den Verblie­
benen geleistet werden, die Mehrheit ist noch bedeutend ge­
steigert worden. In demselben Maße als die Arbeiterzahl ver­
mindert wurde. i,t die Leistung der Eisenbahn gesteigert wor­
den. Folgende Ziffern entnehmen wir der amtlichen „W irt ­
schaft und Statistik". 1. Juniheft 1927:

Güterverkehr der Reichsbahn.
März 
1927 

41.81 
0743 
4,23 

37.19 
209.70

Die eigentliche Steigerung hat selbstverständlich erst ein­
gesetzt im April. Mai und Juni. d. h. während der Saison der 
Landwirtschaft und des Baugewerbes und der daraus erfolgten 
Kauftratt-itärkung und Belebung der Konsumindustrien und an­
derer Fertigindustrien. Der eigentliche Rebbach der Eisen­
bahn liegt auch nicht im Gütertransport, s >ndern im Personen­
verkehr. Zieht man den Personalabbau und die Leistungs­
steigerung in Betracht, so leistet das Eisenbahnpersonal heute 
mehl als dic doppelte Arbeit wie 1923. Die Doppelleistung 
ergibt sich nämlich schon fast dadurch, daß iast dic Hälfte des 
Gcsamtpersonals abgebaut wurde. Dazu kommt dann noch 
v, c Leistungssteigerung durch den gesteigerten Verkehr.

Bezeichnung Monatsdurchschnitt März Februar
1913 1926 1926 1927

M llioncn t 38.92 36,55 33,10 35.80
Millionen tkm 4774 5399 4731 5805
tkm je Achskm 3.22 3.81 3.74 4,08
Militärverkehr 33.25 31.82 28.86 32,31
Einnahmen Mill. RM. 235,86 212.94 235,74

Das Eisenbahnpersonal beansprucht bekanntlich eine Lohn 
erhöhung und Arbeitszeiteinschrankung. Die Reichsbahn 
schä:zt, wie aus dem Bericht des Eisenbahnkommissars her 
vorgehr, die neuen Ausgaben, die ihr aus der Erhöhung de 
Löhne und der Einschränkung der Arbeitszeit erwachsen, auf 
75 000 000 Mk. jährlich und auf 50 000 000 Mk. für den zwischen 
dem 1. April und dem 31. Dezember 1927 liegenden Zeitraum 
Die Neuregelung der Beamtengehälter würde für dic Reichs 
bahn bei einer Erhöhung von 10 Proz. unngtfähr cir.e Mehr 
ausgabe von 150 000 000 Mk. jährlich verursachen. Für dic 
Mehrleistung von mindestens 110 Prozent (w ir rechnen die 
weitere Mehrleistung auf die technische Verbesserung) verlan 
gen die Gewerkschaften also eine Lohnerhöhung von 10 Proz 
Damit sanktionieren sie glatt dic 100 prozentige Steigerung de 
Ausbeutung. Besser kann weder die Rationalisierung noch dic 
sie fördernde Gewerkschaftsarbeit gekennzeichnet werden 
Unnd man wird sich durch einen Schacher einigen und von de 
10 Prozent etwas ablassen. Für die sich häufenden Unglücks 
fälle sind demnach ebenso die Gewerkschaften verantwortlic 
wie für das Arbeitslosenheer. Die Arbeiter haben sich also 
gewissermaßen in den Gewerkschaften organisiert, um ihr Joch 
zu erhalten.

Die deutsche Filmindustrie
Im Vcr;deich zur amerikanischen

Die Spitzenorganisation der deutschen Filmindustrie hat 
küi/lieh einen Bericht herausgegeben. Im Vergleich zur Film 
industrie der Vereingten Staaten ergibt sich folgendes Bild:

Deutschland 
3 600 

1 000 ooo 
900 000 

75 Pfennig

Amerika 
14 700

7 600 000
8 000000 
I Mk.

3 ooo Millionen 
fast steuerfrei 

900 Millionen

Theater 
Sitzplätze
Tagesbesucher i. Durchschnitt 
Durchschnittspreis der Plätze 
Jahreseinnahine der Theater 240 Millionen 
Lustbarkcitsstcucr 40 50 Millionen
Leihmieten 72 Millionen

Insgesamt beschäftigt die Filmindustrie 45 000 Personen 
wohinzu noch das Personal der Hilfsindustrie kommt. Obwonl 
die Vereinigten Staaten 95 Prozent der Weltproduktion liefern 
ist cs immerhin ein gewaltiges Kapital mit einem unge 
heuren Apparat, das an der Verblödung des Proletariats arbei 
tet und anständige Profite daraus zieht.

Aus fler Bewegung
öreß Berün

Ambi, Niederschönew eide-Johannisthal.
„Herrlichen Zeiten führen w ir euch entgegen." So unge­

fähr un.er dieser Parole versuchen Direktoren Meister und 
Schieber (letztere natürlich hauptsächlich), im trauten Verei 
den Proleten hier klarzumachcn. daß ihr größeres Heil in der 
größtmöglichsten Schufterei liegt damit sie später mal sehr 
\ iel Geld verdienen. Die Arbeiter lassen sich das natürlich 
auch klar machen und schuften, in der Lackiererei zum Bei­
spiel daß der Schweiß trieft. Zu ihrem großen Erstaunen 
allerdings (trotz vorheriger Versprechen baldiger Zulagen) 
nach neun bis zehn Wochen, ja. manche noch länger, immer 
noch für ganze 75 Pfg. Um nun ihren Arbeitern schon jetzt 
etwas von der künftigen Herrlichkeit (die wohl noch lange 
ausbleiben wird) zukommen zu lassen., läßt dic allergnädigste 
und die Nöte der Arbeiter verstehende Direktion zu. daß 
Stunden geschoben werden, soviel man Lust hat. Trotzdem, 
wer nicht mitmaclit. wird als ungeeignet für den Betrieb ent­
lassen. Die Proleten sind durchweg von der Devise erfüllt: 
..Nur Arbeit kann uns retten!", greifen natürlich die pracht­
volle Gelegenheit auf und arbeiten Tag für Tag I (»'-• Stunden: 
ja. wenn sich genügend finden, und sie finden sich fast immer, 
wird von morgens 7 bis abends in geabeitet, was einer Ar­
beitszeit von 14 Stunden gleichkommt. Rechnet man dazu
1 rühstiiek. Mittag, sowie bei allen (bei den meisten noch mehr)
2 Stunden Fahrt oder Laufzeit, so sind die Proleten 17 Stunden 
für die Firma beschäftigt.

Daß diese Proleten von dieser ungeheuren Arbeitszeit 
llstandig demoralisiert werden und sich dadurch vom Mei­

ster und Schieber alles gefallen lassen, ist wohl selbstver­
ständlich. So grenzen denn auch die Antreibereien und 
Schikanen dieser Leutchen öfter ans fabelhafte. Austreten 
gehen ist natürlich überhaupt nicht gestattet. W er trotzden 
mal trotz aller drohenden Blicke austritt. wird meistens sofort 
wieder fort gejagt. Von politischer Aufklärung ist unter sol­
chen Umständen natürlich gar nichts zu spüren. Es wird 
Zeit, daß sich die Arbeiter, die sich noch ein bißchen als Ar­
beiter fühlen, endlich besinnen und versuchen, diese Zustände 
ii ändern und sich dann als BO. zusammcnzuscliließen und 

•ich der A A L . anzuschließcn, um dieses ganze verfluchte 
System in den Orkus zu stürzen, um selbst auf vernünftige 
gemeinnützige Basis die Produktion zu übernehmen.

Stettin
( öffentliche Versammlung.

Am 2i. Juni fand hier die erste öffentliche Versammlung 
der Entschiedenen Linken statt. Auf der Tagesordnung stand: 
.Sowjetrußland. Kriegsgefahr und die Stellungnahme des revo­
lutionären Proletariats". Zirka 25o Proletarier zeigten durch 
den Besuch der Versammlung, wie -.'roß das Interesse für diese 
Frage ist. Genosse Schwarz von der Entscli. Linken legte in 
seiner Rede geschichtlich klar, daß die Befreiung der Arbeiter­
klasse der ganzen W elt nur da.s W erk der Arbeiter selbst sein 
kannn. daß in einer revolutionären Epoche ein Zusammengehen 
des Proletariats mit der Bourgeoisie stets zur Niederlage des 
Proletariats führen muß. Der Wahrheitsbeweis dieser marxisti­
schen Grundlehre sei durch den ganzen Aufbau und W erde­
gang der Kuomintang und derem Verhalten zum chinesischen 
Proletariat wiederum erbracht. Schwarz sagte, daß das Pro­
letariat an den Ausbruch irgend eines kapitalistischen Krieges 
überhaupt kein Interesse habe. Das Zustandekommen eines 
Krieges kann verhindert werden von dem revolutionären Prole- 
iriat. wenn es dazu übergeht, den Staat zu stürzen und daiiir 

die Rätediktatur aufzurichten. Schwarz geißelte an Hand ver­
schiedener Dokumente den Verrat der KPD. seit 1920 und den 
Verrat der 3. Internationale an dem internationalen Proletariat. 
Durch die Parlamentsbeteiligung konnte die KPD. erst die 
Massenpartei werden, die sie heute ist. Sie mußte „ber mit 
demselben Moment den Klassenkampf verneinen, und segelte 
so immer weiter in das Fahrwasser der SPD . Die ehrlichen 
ienossen der K P D . welche diesen Kurs nicht mitmachen, 

konnten und dadurch in Opposition zur KPD. und zur 3. In­
ternationale kamen, wurden kurzerhand aus der Partei aus­
geschlossen. Diese ausgeschlossenen Genossen haben sich in 
er Fritsch. Linken als rev. Kommunisten zuamrncngeschlossen. 

Sie haben eingesehen, daß die Revolutionierung der (iewerk­
schaften unmöglich ist: daß diese Gewerkschaften, bestehend 
aus 52 Berufsverbänden, heute durch ihre langfristigen Farif- 
erträge sich zu einer Arbeitsgemeinschaft mit dem Unter­

nehmern m zusammengefunden haben und deshalb als Klassen­
kampforganisation nicht mehr in Frage kommen. Deshalb 
haben sich diese Genossen der AAU. angeschlossen, welche 
ais einzige wirtschaftliche Organisation den Rätegedanken 

propagiert

Die Ausführungen des Genossen Schwarz wurden von 
anwesenden Proletariern ruhig und ohne Unterbrechung 
gegengenommen.

Da die KPD . zurzeit keinen Pol. Leiter am Orte hat: m. 
die Kanone Strötzel-Leipzig zur Erholung nach Stettin k 
men. E r führte 1XA  Stunden eine persönliche Unterhai 
mit Gen. Schwarz, um denselben als „Agenten Cliamberl 
hinzustellen. Nach Schluß seiner Unterhaltung stimmten 
anwesenden Eaustkümpfci und KPD.-Leute die Intcrnation; 
an, um den Genossen Schwarz am Schlußwort zu verhind 
Doch die übrigen Proletarier waren nicht so dumm, n 
Schluß der Internationale den Saal zu verlassen und so kor... 
Schwarz noch den Beweis erbringen, wie Großmütterch; 
Clara Zetkin ein Zusammengehen der Reichswehr mit den R 
armisten sogar für möglich hält. Den Radaubrüdern ze­
er. daß cr mehr Ausdauer als sic hätte, wo cr in mehr 
50 solcher Versammlungen schon viel Erfahrungen ges 
melt hat.

Durch die Versammlung hat dic Entsch. Linke auch 
Pommern festen Fuß gefaßt; denn es gelang, hier eine Or: 
gruppe zu gründen und der KPD. und dem R FB . den er 
Boden zu enteignen. W ir  als KAP. und AAU. Stettin begrii 
die Genossen, welche sich endlich als Revolutionäre ire 
macht und klar erkannt haben, daß die Revolution nicht 
Schalmeien und Platzkonzerten gemacht wird, sondern 
durch die Propaganda der Tat für das Räte-System.

•
W ie  Unternehmer den Staat betrügen.

Während der Inflationszeit waren die Stettiner Vull 
W erke dazu übergegangen, ihren Betrieb zu vergrößern, 
damals 8000 Arbeiter beschäftigt waren, sollten 20 000 M 
Arbeit erhalten. Verschiedene 10(MN) Quadratmeter Gr 
besitz wurden angekauft, (ianze Straßenzüge mit mehr 
hundert Proletarierwohnungen, die Bredower Gemei. 
Schule fiir Knaben und Mädchen, die einzige Stettiner Wa. 
wasser-Badeanstalt für Proletarier, eine Zuckerfabrik und e 
Zementfabrik, alles mußte für das neue Projekt geopfert w. 
den. W o  sich die Grundbesitzer nicht in Güte mit den Vl 
kan-Werken einigten, wurden ihre Grundstücke zwangswea 
abgeschätzt und enteignet. Man sagte damals. Krupp sei 
dem Unternehmen beteiligt, um auf dem Terrain eine Flui 
zeug-Fabrik zu errichten. Im Jahre 1924 brach das ga 
Unternehmen zusammen. Tausende Arbeiter wurden 
lassen.

Die Vulcan-Werke hatten an Stelle der niedergerisse« 
Mietskasernen eine große Arbeiterkolonie gebaut. Zwische 
den \ ulcan-Werken und der Stadt Stettin besteht der V. 
trag. daß die Stadt Stettin kein Einspruchs- oder Verfügung 
recht gegenüber den neuerrichteten Wohnungen hat. Seit de 
Zusammenbruch stehen zirka 60 Zwei- und Dreizimmerw 
nungen leer. Die Vulcan-Werke. welche heute noch ungef 
500 Arbeiter beschäftigen, haben seit 2 Jahren die Lohnste 
iiir die Arbeiter nicht bezahlt. Bei der Stadtverordnete 
Versammlung lag der Antrag vor. den Vulcan-Werkcn di 
Steuer zu erlassen und niederzuschlagen. Dafür wurden 
60 Wohnungen, welche trotz der großen Wohnungsnot 
3 Jahren leer stehen, dem Wohnungsamt auf z w e i  J a h  
zur Verfügung gestellt.

Dieser Antrag wurde gegen die Stimmen der SPD . i 
KPD., welche für vollständige Enteignung waren, atigern 
men. Wenn nicht 5 Vertreter der SPD . und 2 der KPD. 
Sitzung geschwänzt hätten, dann wäre der Antrag in die 
Fassung nicht angenommen worden.

Würde dic Stadtverordnetenversammlung eine Vert 
tung des Volkes sein, dann wären die Wohnungen schon v 
3 Jahren enteignet worden und 60 Proletarier-Familien luit 
nicht im städtischen Asyl eine Verlausungs-Kur dtirchz 
machen brauchen.

Hitteiiungen
Reich

An alle Ortsgruppen.
Die Zeitungsabrechnungen müssen unbedingt piinktlic 

erfolgen, da sonst mit Einstellung der Materialbelieferung 
rechnen ist. RAA

Achtung! Rheinland-Westfalen und Südwest!
Am Sonntag, den 10. Ju li findet in Düsseldorf eine 

zirkskonferenz der Allg. Arb.-Union Rhld.-Westfalen 
Südwest statt.

Provisorische Tagesordnung: 1. Organisatorisi.
(a. Tätigkeitsbericht des BAA. und Kassenbericht, b. Berid 
der Ortsgruppen); 2. Wirtschaftspolitische Lage und unse 
Aufgaben im Bezirk; 3. VRUK.; 4. Verschiedenes.

W ir  ersuchen die Ortsgruppen, sich mit der Bez.-Kon 
renz zu befassen und Anträge bis Montag, den 20. Juni, an 4 
BAA. einzusenden. Lokal und Zeit wird mit den Antrag 
nach dem 20. Juni den Ortsgruppen bekannt gegeben!

Nürnberg.
Jeden Dienstag, abends ^8  Uhr Diskussionsabend

.Gambrinus". Austr. 102 (Gostenhof). Sympathisierende 
eingeladen. Zeitungsabgabe. Abonnementsannahme und As. 
nähme von Mitglieder findet dortselbst statt.

GroO-Derlln
Wochen beitrage.

In der 27. Woche (3. bis 9. Juli 1927) betragen die Beitritt 
80 Pig.. 1,— Mk. und 1.30 Mk. Arbeitslose 10 Pfg. Die rück 
ständige N'RUK.-Umlage ist umgehend zu kleben.

V ie r D istriktsversam m lungen 
der Allgemeinen Arbeiter-Union.

Am Freitag, den 8. JuR, abends 7.30 Uhr, 3., 4./18. ue
19./2Ü. Unterbezirk, \\ cd  d i n g .  Lokal Fränzel. Reinicke 
dorfer Straße 42.

6.. 13. und 14. Unterbezirk, N e u k ö l l n .  Lokal Werbe: 
Hermannstraße 11.

2.. 7.. 8. und 11. Unterbezirk C h a r l o t t e n b u r g .  Lot 
Deike am Liitzow 9. Nähe vom Wilhelmplatz.

5.. 15. und 17. Unterbezirk L i c h t e n b e r g ,  Lok) 
Pickenhagen, Scharnweberstraße 00.

In allen Versammlungen Thema: Warum AAU.. KAP 
Bericht von der ZAS. der ..E. L ."

Denkt an die politischen Gefanaenen 
nie Bourgeoisie mordet sie ln Zutiühäuseri 
Sie warten auf aktive Solidarität
Verantw Redakteui u Herausgeber- Hermann Koch Rerlir  ̂
Druck: Druckerei f. Arbeiterliteratur. W . Iszdonat. Berlin O b
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Die aah.. eine historische 
Notwendigkeit

Der Kampf gegen den einzelnen Kapitalisten wird in der 
Epoche des monopolistischen Kapitalismus durch den Kampf 
gegen den k o l l e k t i v e n  Kapitalismus abgelöst. E r wird 
zum M a s s e n  k a m p i  und sein Erfolg hängt nicht mehr von 
der Stärke der Gewerkschaftskassen ab. sondern davon, in­
wieweit er zur Entfaltung von Kräften zum Sturz des Kapi­
talismus beiträgt. Diese n e u e n  K a m p i b c d i n g u n g c  n 
zwingen eine n e u e  O r g a n i s a t i o n  auf. dic den breitesten 
Rahmen für die Selbstinitiative der Arbeiter und fiir ihre Ent­
wicklung treiläßt. Eine Bedingung dafür ist die Beseitigung der 
Bürokratie und die Verlegung des Schwergewichts der Tätig­
keit auf die Massen selbst im Gegensatz zu den Gewerkschaften, 
die alles auf den bürokratischen Apparat konzentrieren Selbst 
Heckert mußte auf dem 10. Parteitag der KPD. erklären: 
„Nur durch ihre aktive Beteiligung an allen Auseinander­
setzungen mit dem Kapital lernt die Masse die Verderblichkeit 
des kapitalistischen Systems erkennen und erwirbt sie die 
Fähigkeit zum sozialistischen Aufbau der Wirtschaft. Außer­
halb des aktiven Klassenkampfes, an einem Verhandlungstisch 
können die Massen dies nicht lernen."

Die Organisation aber, die diesen Erfordernissen des 
Klassenkampfes gerecht werden kann, kann nicht durch eine 
Reorganisierung der (iewerkschaften von Berufsverbänden zu 
ludustrieverbänden. wie das die linken Gewerkschaftler ä Ia 
Dissmann. die 3. Internationale und die selbständigen Verbände 
- ein Abfallprodukt der Moskauer Eroberungstaktik fordern, 
erreicht werden. Die Industrieverbände entwurzeln nicht die 
Bürokratie, sie konzentrieren wiederum alle Funktionen und 
Machtmittel der Organisationen in ihre Hände. Auf diese 
Weise enthalten sic die gleichen Elemente, welche dic Be ­
rufsverbände zu konservativen, den Klassenkampf hemmenden 
Organisationen verwandelt haben.

Die Shop-Komités und die Shop-Stewards, die in England 
während des Krieges und die Betriebsorganisationen, dic nach 
Gern Kriege in Deutschland entstanden, geben die allgemeinen 
grundlegenden Umrisse der neuen Klassenorganisation des 
Proletariats. Die Betriebsorganisation umfaßt alle Arbeiter 
ohne Unterschied des Berufes a ls  K l a s s e ,  die die konter­
revolutionären Gewerkschaften ablehnen. Die einzelnen Be­
triebsorganisationen schließen sich durch dic von ihnen ge­
wählten und jederzeit abberufbaren Delegierten im Orts-. Be­
zirks- und Reichsmaßstabe in der Allgemeinen Arbeiter-Union 
usammeii. Auf diese Weise wird der Schwerpunkt der Tätig­
keit der Organisation iu die Massen der Mitglieder, in die 
ieiriebsorgaiiisatioiien verlegt. Die Betriebsorganisation, selbst 
in Produkt der erhöhten Aktivität und Initiative der Massen, 
uetet die beste organisatorische Grundlage für ihre Weiter- 
mwicklung. Damit ist gleichzeitig der objektive Boder für 
üe Entwicklung einer Bürokratie entzogen und dic neue Or- 
anisation vor einer Entwicklung zum Hemmnis des Klassen- 
:amptes gesichert.

Beweist aber doch nicht der Rückgang der Union, daß es 
ich liier um eine ..erdachte" Organisation handelt, dic keine 

Existenzberechtigung in den Bedingungen des Klassenkampfcs 
IS Proletariats findetV — fragen manche Skeptiker. Keines- 
yegf: ~  antworten w ir: der Rückgang und die Schwäche 
ler Union sprechen gegen ihre Notwendigkeit ebenso viel, wie 
as Verschwinden der Räte dagegen, daß sie die geschichtlich 
otwendige Form der proletarischen Diktatur sind. Die Ent­
wicklung der Klassenorganisation des Proletariats ist selbst 
in Produkt der Entwicklung seines Kampfes, seiner Erfah­

rungen und seines Bewußtseins. Diese Entwicklung stellt aber 
neineswegs einen stetigen, ununterbrochenen, sich ständig nach 
oben bewegenden Prozeß dar. Das widerspiegelt sich auch in 
Uer Entwicklung der neuen Klassenorganisation des Prole­
tariats. Die Union hatte sich in einer Periode der Stagnierung 
Ger Revolution in einem verzweifelten Kampi für ihre B e ­
hauptung g e g e n  d i e  Gewerkschaftspolitik d e r  3. Internationale 
zu entwickeln. Die Bedürfnisse des Klassenkampfes des Prole­
tariats und seine Entwicklungstendenzen zeigen jedoch immer 
wieder, daß die Union der Betriebsorganisationen eine Not­
wendigkeit ist. Deshalb ist es d i e  Aufgabe d e r  Avantgarde 
Ger Arbeiterbewegung, ein unermüdlicher Apostel der von ihr 
als historisch notwendig erkannten Fumf d e r  Arbeiterbewe­
gung (Union) zu sein und damit die Objektiven Voraussetzun­
gen ihrer Entwicklung zu schaffen. Die objektiven Voraus­
setzungen werden durch die Verschärfung d e s  Klassenkampfes 
jinu des Konfliktes zwischen den Bedürfnissen der Arbeiter­
bewegung und ihren bisherigen Formen geschaffen.

\\ic in der Vergangenheit, so auch heute beschuldigt man 
Gie Anhänger dtr Union des Organisations-Fetischismus. Man 
^irit ihnen vor, daß sie in der Organisationsform einen Ersatz 
aes revolutionären Bewußtseins und Willens der Arbeiter sehen, 
leser Vorwurf ist nicht neu und seine Beantwortung ist seit 

langem von dem Veteranen des revolutionären Marxismus 
Anton P a n n e k o e k .  gegeben. In seiner Schrift: „W e lt­
revolution und kommunistische Taktik" schrieb er- In den 
^arteistrcitigkeiten in Deutschland ist darüber gespottet 

orden, als könne eine Organisationsform revolutionär sein 
doch nur auf die revolutionäre Gesinnung der Menschen! 

«er Mitglieder ankommt. Wenn aber der wichtigste Inhalt der 
Revolution darin besteht, daß die Massen s e l b s t  ihre Angel­
egenheiten —  die Leitung der gesellschaftlichen Produktion 

in die Hand nehmen, dahn ist jede Organisationsform konter­
revolutionär und schädlich, die den Massen nicht gestattet, 
seihst zu herrschen und zu leiten: daher soll sie

„im Nomen des Volkes“

opreis 15 Pfennig

Vor vierzehn Tagen berichteten w ir an dieser Stelle über
dic e i n s t w e i l i g e  V e r f ü g u n g  des Potsdamer Land­
gerichts gegen den Deutschen Tcxtilarbeitervcrband. die diesem 
v e r b o t ,  dic a u s g e s p e r r t e n  Spinnerinnen der Jute­
fabrik in Brandenburg a. d. H. zu u n t e r s t ü t z  e n . W ie 
erinnerlich, hatten die Gcwerkschaftsinstanzcn gegen diesen 
Akt wirtschaftsdemokratischer Justiz eine „Aktion“  unter­
nommen, nämlich: die Herbeiführung einer richterlichen Ent­
scheidung.

Am 5. Juli fand nun in dieser Angelegenheit die Berufungs- 
Verhandlung vor der 2. Zivilkammer des Landgerichts Potsdam 
statt, und am 8. Juli wurde das Urteil verkündet. Das Urteil 
sieht so aus: d?e vorläufige Verfügung wurde bestätigt, der 
Einspruch des Textllarbeiterverhandes gegen das Verbot der 
Unterstützung der ausgesperrten Belegschaft der Branden­
burger Jntespiimerei ist abgewiesen worden!

„Im  Namen des Volkes" wird also der Tcxtilarbeiter- 
gewcrkschaft kategorisch untersagt, ausgesperrte Mitglieder 
finanziell zu unterstützen. „Im  Namen des Volkes“  haben 
Proletarier keinen Anspruch auf die Gelder, die sie in ihren 
Gewerkschaften iiir Notzeiten wirtschaftlicher Bewegungen 
abgeiührt haben „Im  N im er 'los Volkes“  dürfen Gewerk 
schaften ausgesperrte Arbeiter nicht imterstiii/en, müssen sie 
vor ihren eigenen .Mitgliedern den Bankrott annielden! So will 
es die Demokratische Republik —  „im Namen des Volkes“ !

Jawohl: daß das Potsdamer Urteil vom N. Juli den Tcxtil- 
arbeiterverband zwingt, öffentlich seine Pleite zu erklären, ist 
keine gehässige Uebcrtreihuiig von uns. Man lese nur folgende 
zwei Sätze des „Vorw ärts" (vom l l .  Ju li abends), dic genug 
besagen: „Es  versteht sich von selbst, daß dic organisierte 
Arbeiterschaft die 275 ausgesperrten Spinnerinnen von Bran­
denburg über Wasser halten wird Es versteht sich von selbst, 
dal! der Deutsche Textilarbeiterverband . . . mit allen Rechts­
mitteln seine Rechte . . . b is  z u r  l e t z t e n  I n s t a n z  
durchicclitcn wird." Das heißt mit ändern Worten erstens: 
das (.amkt Jn  den Gewerkschaitskassen darf („im Namen des 
Volkes“ ) nicht ungerührt werden, folglich müssen die Prole­

tarier unter sich Extrasammlungen für die ausgesperrten Textil­
arbeiter Brandenburgs veranstalten. Auf diese Solidarität 
rechnen dic Beamten des Textilarbeiterverbandes natürlich 
ganz bestimmt, wenn sie auch selbst nur auf die pünktliche 
Zahlung der Mitglicderbciträgc achten dürfen . . . Zweitens: 
die Gewerkschaftsbonzen werden nochmals den Teufel bei 
seiner Großmutter verklagen, sie werden von Pontius zu Pila­
tus rennen, „bis zur letzten Instanz". Vielleicht hilft doch noch 
der preußische Justizminister, der Amtskollege des sozialdemo­
kratischen Ministerpräsidenten Otto Braun. Dic Hauptsache 
ist nur, daß dic gewerkschaftsdisziplinierteii Proleten mit ihren 
freiwilligen Geldsammlungcn ebenso tapfer durchhalten „bis 
zur letzten Instanz", wie ihre „bewährten“  Führer mit der 
vollen Kasse. Denn „im Namen des Volkes“  müssen nicht die 
gewerkschaftlichen Riesenorganisationen, sondern die Arbeiter 
selbst ihre streikenden Klassengenossen über Wasser halten.

Der Fall des Textilarbeitcrvcrbandcs in Brandenburg a. H. 
ist ein Schulbeispiel dafür, wie sehr die Gewerkschaften be­
reits von der Gnade und Barmherzigkeit des kapitalisitschen 
Staates abhängig sind. Die gewerkschaftlich organisierten 
Proletarier zahlen wöchentlich Riesensummen an Beiträgen — 
aber nicht sie haben über die Verwendung ihrer eigenen Gel­
der zu bestimmen, sondern die herrschende Klasse. Wenn es 
der Ausbeutersippp ir: den Kram paßt, verbietet sic einfach 
durch ihre Justizschergcn die Benutzung des Streikfonds und 
setzt die Gewerkschaften mit einem Zuge schachmatt. Denn 
gegen die kapitalistische Klassenjustiz sind die Gewerkschaf­
ten infolge ihres Burgfriedens mit der demokratischen Hunger­
republik schon so ohnmächtig, daß sie für den proletarischen 
Klassenkampf ebenso untauglich sind w ii ein Verbrennungs­
verein. *

Die praktische Lehre dieser Gew erkschaftspleite kann nur 
sein: Zusammenschluß der Arbeitermassen in der U n i o n  d e r  
B e t r i e b s o r g a n i s a t i o n e n ,  die als moderne Klassen­
kampforganisation in keinerlei Abhüngigkcitsverhältnis zum 
Kapitalismus und seiner Hungerdemokratie stehen. Das müs­
sen die Proletarier erkennen und danach handeln.

e r s e t z t

werden durch eine andere Form, dic deshalb revolutionär ist, 
weil sie die Arbeiter selbst aktiv über alles bestimmen läßt. 
Das soll nicht bedeuten, daß in einer noch passiven Arbeiter­
schaft diese Form zuerst geschaffen und fertiggestellt werden 
soll, in der sich dann nachher der revolutionäre Sinn der A r­
beiter betätigen könnte. Diese neue Organisationsform kann 
selbst nur im Prozeß der Revolution von den revolutionär auf­
tretenden Arbeitern geschaffen werden. Aber die Erkenntnis 
der Bedeutung der heutigen Organisationsform bestimmt die 
Stellung, die dic Kommunisten zu den Versuchen einzunehmen 
haben, die jetzt schon auftreten. diese Form zu schwächen 
oder zu sprengen.“

Es ist klar, daß diejenigen, welche den Unionisten Orga­
nisations-Fetischismus vorwerfen, nicht begreifen, daß es sich 
um k e i n  e n Versuch handelt, das revolutionäre Bewußtsein 
und den Willen durch eine Organisationsform zu ersetzen, son­
dern um den inneren Zusammenhang um die Abhängigkeit und 
die Wechselwirkung unter ihnen handelt. Die Propagierung 
der ”
I
wie
tarischen Revolution. Jeder Marxist weiß, da« die" Räte als 
solche n i c h t  den revolutionären Willen schaffen, sondern 
sie sind sein Produkt, sie setzen ihn voraus. Sie sind aber 
dic beste Form zur Betätigung und Entwicklung dieses revo­
lutionären Willens. Daher auch dic Bedeutung jener Stelle 
der Marx'sehen Staatstheorie, wonach das Proletariat den 
bürgerlichen Staatsapparat nicht erobern und in seinen Dienst 
stellen kann — es m u ß  ih n  s p r e n g e n .  So steht auch die 
Frage bei den Gewerkschaften und der Union. Die ( i e w e r k ­
s c h a f t e n  als Organisationsform können n i c h t  das O r ­
g a n  des r e v o l u t i o n ä r e n  W i l l e n s  der Arbeiter 
werden, das k a n n  n u r Jie  U n i o n der Betriebsorganisa­
tionen sein.

^ eradc deshalb aber, weil die gesellschaftliche Notwen­
digkeit sich in den Köpfen der Arbeiter widerspiegeln muß, 
diese Widerspiegelung aber nicht so einfach wie die Wieder-

Die Organisation der Union enthält Elemente der Organi­
sation der zukünftigen Gesellschaft. Das aber nur, weil Kraft 
des dialektischen Gesetzes der Entwicklung, wonach die An­
sätze der Elemente der Zukunft sich bereits in der Gegenwart 
entwickeln. Es ist falsch, aus einer Vorstellung, wenn auch 
richtig iür die Zukunft, die Organisationsformen der Gegen­
wart abzuleiten. Solche spekulativen, ausgedachten Konstruk­
tionen tragen am wenigsten zur Lösung der Widersprüche in 
der Gegenwart bei. Der Charakter und die Aufgaben der 
Union w,erden durch dic heutigen Bedingungen des proleta­
rischen Klassenkampfes bestimmt; daraus allein entspringt 
ihre Notwendigkeit.

Eine andere Frage, die im engsten Zusammenhang mit 
dem Charakter und den Aufgaben der Union stellt, ist ihre Zu­
sammensetzung. Nach der obigen spekulativen Methode, dic 
aus der Union eine Organisation der zukünftigen Gesellschaft 
machen will, ist sie nur eine Organisation derjenigen, welche 
auf den Kommunismus schwören; damit hört sie aber auf. eine

ibt die 
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des Proletariats werden, trotz der Konfusion der Auch-An- 
hänger der Unionsidee ä Ia Spartakus Nr. 2. Das wir , sie im 
Prozeß der aktiven Einmischung in die alltäglichen Konflikte 
zwischen Arbeit und Kapital mit dem Zwecke, sie in politische 
Massenkämpfe zu verwandeln. Der Umstand aber, daß die 
Union zur Massenorganisation der Arbeiterklasse werden und 
inmitten der alltäglichen Konflikte zwischen Arbeit und Kapital 
stehen muß. erfordert die Zusammenfassung der Kommunisten 
außerhalb der Union in einer revolutionären politischen Partei.

Dic Klassenlage des Proletariats gestattet nur einem ver­
hältnismäßig kleinen Teil, sich marxistische Kenntnisse anzu- 
eignen. Nur dieser kleine Teil kann von allgemeinen Inter­
essen der Klasse ausgehen: der übrige größte Teil der A r­
beiterklasse geht von seint n eigenen unmittelbaren Interessen 
aus. Dabei ist der Klassenkampf des Proletariats selbst ein

, . . - --------- - ----- widerspruchsvoller Vorgang; z. B . muß er den Kapitalismus.
gäbe eines Objektes m einem Spiegel, sondern viel kompli- den er zur Voraussetzung hat. beseitigen. Das heißt, der

uie u e c n s c i w i r K u n g  unter innen handelt, üie Propagierung a u i  den Kommunismus schwören; damit hört sie aber auf, 
Jer Union als der modernen Klassenkampforganisation des Organisation der K l a s s e  zu sein. Auf diese Weise bleib 
I roletariats hat soviel mit Organisations-Fetischismus gemein, Frage der Klassenorganisation des Proletariats ungelöst, 
wie auch die I ropagierung der Räte als Organ der prole-| Union m uß  und w i r d  ein w i r k l i c h e  Klassenorganis

zierter ist, ist es ganz natürlich, daß mit der Entwicklung der 
Union Fragen entstehen, die der Klärung bedürfen. So z. B. 
führen die Elemente des Rätesystems in der Organisation der 
Union sehr oft zu ihrer Verwechselung mit den Räten selbst. 
Im Zusammenhang damit werden ihr Aufgaben gestellt, die die 
Arbeiterklasse erst nach der Eroberung der politischen Macht 
zu lösen hat. Das führt zu Spekulationen, die aus der Union 
als Organisation der Klasse zum Kampi gegen die kapita­
listische Ausbeutung eine Sekte machen (z. B . die Einheits- 
or.-uiiisation und ihre Verzweigung, der Spartakusbund Nr. 2).

Klassenkampf der Arbeiter hat seinen Anfang in den Kämpfen 
um Verbesserungen innerhalb des Kapitalismus und muß mit 
seinem Sturz enden. Daraus resultieren mit Notwendigkeit 
reformistische Stimmungen und Illusionen. Je  größer eine 
Organisation ist, d. h. je größer die Anzahl ihrer Mitglieder ist, 
die nicht von klarer Einsicht in die Bedingungen des prole­
tarischen Klassenkampfes, die nicht von einer Weltanschauung, 
sondern von ihren eigenen unmittelbaren Interessen ausgehen, 
um so mehr unterliegt sie diesen Stimmungen und Illusionen. 
Anstatt sich jede gegebene Situation zu erklären und daraus
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